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Vernehmlassungsverfahren   
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung über die  
Gebühren im Zivilstandswesen (ZStV; ZStGV): Bundeslösung Infostar und 
zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener 

Die Vorlage enthält einerseits die Umsetzung auf Stufe Verordnung der neu im 
Schweizerischen Zivilgesetzbuch (ZGB; SR 210) verankerten «Bundeslösung Info-
star», die von der Vereinigten Bundesversammlung am 15. Dezember 2017 ange-
nommen wurde und am 1. Januar 2019 in Kraft treten soll. Damit gehen insbesonde-
re Betrieb und Entwicklung der zentralen elektronischen Datenbank des Zivilstands-
wesens in die alleinige Verantwortung des Bundes über, was eine Anpassung der 
ZStV erfordert. Anderseits wird die im Bericht des Bundesrats «Verbesserung der 
zivilstandsamtlichen Behandlung Fehlgeborener» vom 3. März 2017 anvisierte zivil-
standsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener geregelt. Damit wird eine Lücke 
geschlossen, da gemäss dem aktuellen Verordnungstext tot geborene Kinder nur 
beurkundet werden, wenn sie mindestens 500 Gramm wiegen oder 22 Gestations-
wochen alt sind. Eltern von leichteren und jüngeren tot geborenen Kindern ist eine 
Beurkundung heute verwehrt. Das kann sich negativ auf die Trauerbewältigung 
auswirken. Der Bundesrat schlägt deshalb vor, dass alle Eltern von tot geborenen 
Kindern die Möglichkeit haben, eine Beurkundung zu veranlassen und Zivilstands-
dokumente zu beziehen. 

Datum der Eröffnung: 9. März 2018 

Vernehmlassungsfrist: 15. Juni 2018 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
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